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Zu dem mit Schreiben vom 20. Juni 2025 übermittelten Entwurf eines Bundesgesetzes wird wie folgt 

Stellung genommen: 

 

§ 1: 

 

Gemäß § 1 erster Satz des Entwurfs soll dieses Gesetz die Digitalisierung der CEMT-Genehmigungen 

regeln. Dieser Geltungsbereich erscheint weiter gefasst als das im Vorblatt definierte (einzige) Ziel, 

nämlich die „Verwaltung der CEMT-Genehmigungen in der CEMT-Plattform“. Letzteres lässt vermu-

ten, dass es sich (nur) um eine dem Genehmigungsprozess nachgelagerte Verarbeitungstätigkeit 

handelt. Im Vorblatt wird unter dem Abschnitt betreffend „[s]onstige wesentliche Auswirkungen“ 

diesbezüglich zudem ausgeführt, dass „[d]er neue digitale Prozess […] im Wesentlichen denselben 

Vorgang ab[bildet], der bislang in Papierform stattgefunden hat“, ohne jedoch auf die automatisier-

te Datenverarbeitung Bezug zu nehmen. Es wird angeregt, das Vorblatt in dieser Hinsicht mit dem 

Normtext in Einklang zu bringen. 

 

Zu § 2 Abs. 6: 

 

Diese Bestimmung definiert die CEMT-Plattform und normiert, dass gewisse Personen „alle notwen-

digen Daten“ in diese Plattform eintragen, ändern und ablesen können. Im Sinne des Transparenz-

grundsatzes des Art. 5 Abs. 1 lit. a DSGVO sollte bereits an dieser Stelle ein Verweis erfolgen, welche 

personenbezogenen Daten unter „alle notwendigen Daten“ fallen und wie die Verarbeitung darüber 

hinausgehender Daten - etwa durch das Vorhandensein bestimmter Datenfelder in der CEMT-

Plattform - beschränkt werden kann. 
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Zu § 2 Abs. 7, Abs. 8 Z 1 bis 4 und Abs. 9 Z 1 bis 4: 

 

Die Ausführungen im Vorblatt (Seite 3), wonach keine zusätzlichen Datenkategorien und keine über 

den bisherigen Umfang hinausgehenden Datenverarbeitungen entstehen, sind in Anbetracht des § 2 

Abs. 7 ff nicht nachvollziehbar, zumal die auf den Genehmigungsinformations- sowie Fahrteninfor-

mationsdokumenten befindlichen QR-Codes ein Novum darstellen und insoweit personenbezogen 

sind, als anhand dieser Daten Rückschlüsse auf den*die CEMT-Genehmigungsinhaber*in sowie 

den*die Lenker*in gezogen werden können (ohne diese Identifizierungsmöglichkeit wäre eine Ver-

folgung nach § 11 Abs. 1 und 2 des Entwurfs nicht möglich). Gleiches gilt für die zufällig generierte 

Fahrtidentifizierungsnummer.  

 

Zu § 2 Abs. 10: 

 

Zum Zweck der Beseitigung von Gefahren wird der „ITF IT Administrator“ als Systemadministrator 

mit umfassenden Administratorenrechten betreffend die CEMT-Plattform ausgestattet. Der Sitz des 

„ITF IT Administrators“ ist bei der OECD. Unklar ist, ob es sich beim „ITF IT Administrator“ um einen 

organisatorischen und/oder funktionellen Teil der OECD handelt, oder um einen Auftragsverarbei-

ter (Art. 4 Z 8 DSGVO) der OECD. Dies sollte klargestellt werden (in § 3). 

 

Zu § 3 und 9: 

 

Der Entwurf sieht in § 3 Abs. 1 vor, dass die OECD datenschutzrechtliche Verantwortliche „für sämtli-

che Daten“, die in der CEMT-Plattform und der CEMT-Mobilapplikation verarbeitet werden, ist. 

Gleichzeitig wird in § 9 Abs. 1 letzter Satz angeführt, dass die OECD keinen Zugriff auf personenbe-

zogene Daten hat. Diese beiden Regelungen scheinen in Widerspruch zueinander zu stehen und 

hätten zur Folge, dass die OECD hinsichtlich einer Datenverarbeitungstätigkeit als Verantwortliche 

definiert wird, auf die sie nicht gemäß Art. 4 Z 7 DSGVO zur Festlegung der Zwecke und - vor allem - 

Mittel einwirken kann. 

 

Im Vorblatt (Seite 3) wird ausgeführt, dass eine Datenschutzfolgeabschätzung „nicht durchgeführt 

[wird], da die Verarbeitung von personenbezogenen Daten auf ein Minimum beschränkt wurde“ und 

sich „[d]ie in der CEMT-Plattform verarbeiteten Daten […] weitgehend auf ‚allgemeine Unterneh-

mens- und Fahrzeugdaten‘“ beschränken. Hiebei ist darauf hinzuweisen, dass auch allgemeine Un-

ternehmens- und Fahrzeugdaten personenbezogene Daten iSd. Art. 4 Z 1 DSGVO darstellen (kön-

nen), wenn aufgrund dieser Daten betroffene Personen - wie z.B. der*die Geschäftsführer*in oder 

der*die Lenker*in - identifiziert werden können. Infolge der in der CEMT-Plattform zu verarbeiten-

den Daten, vor allem in den angelegten Konten, wird Identifizierbarkeit gegeben sein, weshalb die 

gesetzliche Festlegung von Datensicherheitsmaßnahmen erfolgen sollte. 

 

Nach § 9 Abs. 4 hat darüber hinaus der ITF-Administrator (in § 2 Abs. 10 „ITF IT Administrator“ ge-

nannt – die Verwendung einer einheitlichen Terminologie wird angeregt) die Möglichkeit, in alle In-

formationen des Systems einzusehen, um die Gefahr für die CEMT-Plattform zu beseitigen. Wem die 

Tätigkeit des ITF-Administrators funktional zugeordnet wird, geht aus dem Entwurf - wie erwähnt - 

nicht hervor. Es scheint jedoch ein Spannungsverhältnis zur Anordnung des § 9 Abs. 1 letzter Satz zu 

bestehen, wonach die OECD keinen Datenzugriff hat. 
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Auch Unternehmen, die mit der Wartung der CEMT-Plattform – wohl von der OECD – beauftragt 

werden (§ 9 Abs. 5), können personenbezogene Daten einsehen, womit eine Verarbeitung perso-

nenbezogener Daten vorliegt. Das Spannungsverhältnis zur Anordnung des § 9 Abs. 1 letzter Satz 

besteht daher auch an dieser Stelle. 

 

Abschließend darf angemerkt werden, dass die Festlegung der (eigenständigen) Verantwortlichkeit 

der*des Bundesminister*in für Innovation, Mobilität und Infrastruktur hinsichtlich der Verarbeitung 

von personenbezogenen Daten in der CEMT-Plattform, die für die Erteilung der CEMT-

Genehmigung erforderlich sind, bedeuten würde, dass die OECD in diesem Bereich als Auftragsver-

arbeiterin des*der Bundesminister*in auftritt. Insoweit sollte § 3 Abs. 2 überarbeitet werden. 

 

 

Mag. Mag. Mag. Michael Uhrmacher, LL.M. Für den Landesamtsdirektor 

 

 (elektronisch gefertigt) 

 

 Mag.a Birgit Eisler 

 Senatsrätin 

 

 

Ergeht an: 

1. Präsidium des Nationalrates 

2. alle Ämter der Landesregierungen 

3. Verbindungsstelle der Bundesländer 

4. MA 63 (zu MA63-866159-2025) 

mit dem Ersuchen um Weiterleitung 

an die einbezogenen Dienststellen 

5. MA 53 

zur Veröffentlichung auf der 

Stadt Wien-Website 
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